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§57
(weggefallen)

§58
(weggefallen)

§59

(1) Wenn jemand bei Begehung einer strafbaren 
Handlung das Vorhandensein von Tatumständen 
nicht kannte, welche zum gesetzlichen Tatbestand ge­
hören oder die Strafbarkeit erhöhen, so sind ihm diese 
Umstände nicht zuzurechnen.

(2) Bei der Bestrafung fahrlässig begangener Hand­
lungen gilt diese Bestimmung nur insoweit, als die 
Unkenntnis selbst nicht durch Fahrlässigkeit ver­
schuldet ist.

§60
(1) Hat der Verurteilte aus Anlaß einer Tat, die 

Gegenstand des Verfahrens ist oder gewesen ist, Un­
tersuchungshaft oder eine andere Freiheitsentziehung 
erlitten, so wird sie auf zeitige Freiheitsstrafe und 
auf Geldstrafe angerechnet. Das Gericht kann jedoch 
anordnen, daß die Anrechnung ganz oder zum Teil 
unterbleibt, wenn sie im Hinblick auf das Verhalten 
des Verurteilten nach der Tat nicht gerechtfertigt ist.

(2) Wird eine rechtskräftig verhängte Strafe in 
einem späteren Verfahren durch eine andere Strafe 
ersetzt, so wird auf diese die frühere Strafe ange­
rechnet, soweit sie vollstreckt ist.

(3) Ist der Verurteilte wegen derselben Tat im Aus­
land bestraft worden, so wird auf die neue Strafe die 
ausländische angerechnet, soweit sie vollstreckt ist. Für 
eine andere im Ausland erlittene Freiheitsentziehung 
gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 13 
Irrtum

(1) Wer bei seinem Handeln das Vorhandensein 
von Tatumständen nicht kannte, welche zum gesetz­
lichen Tatbestand gehören oder die Strafbarkeit er­
höhen, dem sind diese Umstände nicht zuzurechnen. 
Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen fahrläs­
siger Schuld wird dadurch nicht berührt.

(2) Für fahrlässige Handlungen gilt Absatz 1 nur, 
wenn die Unkenntnis der Tatumstände nicht auf Fahr­
lässigkeit beruht.

§10
Schuldausschluß

Schuldhaft (vorsätzlich oder fahrlässig) handelt 
nicht, wem die Erfüllung seiner Pflichten . . . (bei 
§51 StGB West) oder wer dazu nicht imstande ist, 
weil er wegen eines von ihm nicht zu verantworten­
den persönlichen Versagens oder Unvermögens die 
Umstände oder Folgen seines Handelns nicht erfassen 
oder die ihm unter den gegebenen Umständen oblie­
genden Pflichten nicht erkennen kann.

STRAFPROZESSORDNUNG
§341

Anrechnung der Untersuchungshaft 
Dem Angeklagten ist die gesamte Untersuchungs­

haft beim Vollzug einer Strafe mit Freiheitsentzug 
anzurechnen.

5. Kapitel \
Geltungsbereich der Strafgesetze und Verjährung 1 

der Strafverfolgung J
§ 80

Räumliche und persönliche Geltung
(1) . . . (bei § 3 StGB West)
(2) . . . (bei § 3 StGB West) In diesen Fällen ist eine 
außerhalb des Staatsgebietes der Deutschen Demokra­
tischen Republik wegen derselben Handlung bereits 
vollzogene Strafe anzurechnen.


